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18. und 19. November 2014

Wichtigste Ergebnisse der Ratstagung

Allgemeine Angelegenheiten

Der Rat hat die Tagung des Europdischen Rates am 18./19 Dezember vorbereitet. Der Europdische
Rat wird sich insbesondere auf weitere Anstrengungen zur Forderung der Schaffung von
Arbeitspliitzen und europdischer Wettbewerbsfihigkeit konzentrieren. "Die Initiative der
Kommission zur Mobilisierung von Investitionen in Héhe von 300 Mrd. EUR wird maBgeblich zur
Unterstiitzung eines langfristigen Wachstums und der Schaffung von Arbeitspldtzen beitragen. Wir
sehen ihrer Vorlage beim nidchsten Europédischen Rat erwartungsvoll entgegen", so Sandro Gozi,
italienischer Staatssekretdr fiir europdische Angelegenheiten und Prdsident des Rates.

Der Rat hat die interinstitutionelle Programmplanung und die fiir eine Aufnahme in das
Jahresarbeitsprogramm 2015 in Frage kommenden Prioritdten erdrtert. Dariiber hinaus hat der
Rat die Vereinbarungen iiber die kiinftige Koordinierung zwischen dem Rat, der Kommission und
dem Europdischen Parlament in dieser Angelegenheit zur Kenntnis genommen, wobei der vom
Europdischen Rat im Juni 2014 verabschiedeten strategischen Agenda uneingeschrdinkt Rechnung
zu tragen ist. "Diese Angelegenheit steht ganz oben auf der Tagesordnung des italienischen
Ratsvorsitzes. Es ist wichtig, dass alle drei EU-Organe ihre Gesetzgebungspriorititen fiir Europa
aufeinander abstimmen. Dadurch werden wir in der Lage sein, einen schnelleren und effizienteren
Beschlussfassungsprozess zu fordern und so dem Biirger besser zu dienen", fiihrte Staatssekretdr
Gozi aus.

Die Minister haben ferner iiber die Rechtsstaatlichkeitsinitiative beraten. "Wir mdchten die
Aussprache tiber dieses Thema regelmifig — ein bis zwei Mal pro Jahr — fiihren, denn wir sind der
Ansicht, dass dies bei der Forderung der Rechtsstaatlichkeit, dem Grundpfeiler des europidischen
Projekts, hilfreich sein kann und einen konstruktiven Dialog zwischen den Mitgliedstaaten
voranbringt, damit bereits den moglichen Bedrohungen der Rechtsstaatlichkeit vorgebeugt wird,
und sie nicht spdter bekdmpft werden miissen", so Staatssekretir Gozi im Anschluss an die Tagung.

Kohidision

Der Rat hat Schlussfolgerungen zum sechsten Kohdsionsbericht angenommen, in denen er
anerkennt, dass die Kohdsionspolitik die wichtigste Investitionspolitik auf EU-Ebene darstellt, um
den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt zu verfolgen. "Wir stimmen darin
iiberein, dass die Kohésionspolitik bei der Stimulierung von Wachstum und der Schaffung neuer
Arbeitsplitze eine Schliisselrolle spielt und dariiber hinaus ein wichtiges Instrument fiir die
Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020, der Wachstumsstrategie der EU, darstellt," so
Graziano Delrio, italienischer Staatssekretdr, der den Vorsitz bei der heutigen Ratstagung
innehatte. "Dies entspricht auch den Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom Juni 2014, in
denen die Bedeutung des Gebots der Haushaltskonsolidierung und der Strukturreformen
hervorgehoben wird und in denen zugleich vereinbart wurde, das durch die Kohésionspolitik
geforderte Wachstum ebenfalls in den Mittelpunkt zu stellen," fiihrte Grazio Delrio aus.

Ferner hat der Rat einen Gedankenaustausch tiber den Beitrag der Kohdsionspolitik zur
Vorbereitung der Halbzeitiiberpriifung der Strategie Europa 2020 gefiihrt. "Ich bin sehr erfreut
dariiber, dass sich der Rat auch darin einig ist, dass die Ziele der Kohésionspolitik und die der
Strategie Europa 2020 eng miteinander verkniipft sind", fiigte Grazio Delrio hinzu.
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Unter dem Punkt "Sonstiges" unterrichtete die Europdische Kommission die Minister tiber die
Jjlingsten Entwicklungen im Hinblick auf die Verhandlungen und die Annahme von Partnerschafts-
vereinbarungen und Programmen im Rahmen des Europdischen Struktur- und Investitionsfonds.

"Uns wurde heute von der neuen EU-Kommissarin Corina Crefu versichert, dass die Annahme der
Programme so rasch wie moglich erfolgen wird, und noch offene Fragen von der Kommission im

Wege gemeinsamer Arbeit mit den Mitgliedstaaten geklart werden," fiihrte Grazio Delrio
abschliefsend aus.
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ERORTERTE PUNKTE

Vorbereitung der Tagung des Europiischen Rates im Dezember

Der Rat hat einen Entwurf der erlduterten Tagesordnung gepriift, der vom Prisidenten des
Europiischen Rates in Zusammenarbeit mit dem Vorsitz und der Kommission fiir die Tagung des
Européischen Rates, die am 18./19. Dezember stattfinden soll, erstellt wurde (/4866/14).

Der Europiische Rat wird sich auf seiner Dezember-Tagung schwerpunktmifBig mit folgenden
Themen befassen:

— Wirtschafts- und Sozialpolitik: der Européische Rat wird priifen, welche weiteren
Anstrengungen zur Forderung von Wachstum, Beschéftigung und européischer
Wettbewerbsfahigkeit unternommen werden miissen, und die Initiative der Kommission
zur Mobilisierung von Investitionen in Héhe von 300 Mrd. EUR fiir den Zeitraum 2015
bis 2017 erortern;

— Sonstiges: Vor dem Hintergrund der internationalen Entwicklungen werden sicherlich auch
spezifische Fragen im Bereich der Aulenbeziehungen behandelt, wie beispielsweise die
Ebola-Krise.

Der Entwurf der erlduterten Tagesordnung dient als Grundlage fiir den Entwurf der
Schlussfolgerungen, der im Vorfeld der Tagung erstellt wird.

Gesetzgebungsprogramm

Der Rat hat dariiber beraten, welche Prioritdten der Absichtserkldrung des Prasidenten und des
Vize-Prisidenten der Europdischen Kommission er in sein Arbeitsprogramm fiir 2015 aufnehmen
wird. Er ersuchte die Kommission, die von den Ministern vorgebrachten Punkte zu beriicksichtigen,
und vereinbarte, die Beratung bei Vorliegen des Jahresprogramms — idealerweise auf seiner
ndchsten Tagung am 16. Dezember — fortzusetzen.

Der Vorsitz unterrichtete die Minister auch iiber seine Beratungen mit der Kommission dariiber, wie
die jahrliche und die mehrjéhrige Planung mit anderen Organen ldngerfristig zu handhaben ist. Der
Rat nahm die Absicht des Vorsitzes zur Kenntnis, einen Entwurf einer politischen Erkldrung
vorzulegen, in der die Pflicht der drei Organe zur Zusammenarbeit bei der Erstellung gemeinsamer
Regelungen fiir ein interinstitutionelles Gesetzgebungsprogramm festgelegt wird.

Die gemeinsame Grundlage fiir diese Arbeit bilden die vom Européischen Rat im Juni
angenommene strategische Agenda und das Zehn-Punkte-Programm von Kommissionsprasident
Juncker.

Mechanismus zur Sicherung des Rechtsstaatsprinzip

Der Rat hat einen Gedankenaustausch dariiber gefiihrt, ob zur Gewiéhrleistung der Rechts-
staatlichkeit ein regelméBiger politischer Dialog unter den Mitgliedstaaten im Rat eingerichtet
werden sollte.

15578/14 8
DE


http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/14/st14/st14866.de14.pdf

18. und 19. November 2014

Die Debatte stiitzte sich auf ein vom Vorsitz vorgelegtes Diskussionspapier (/5206/14) in dem den
im Juni 2013 angenommenen Schlussfolgerungen iiber Grundrechte und Rechtsstaatlichkeit und
dem von der Kommission am 11. Mérz 2014 vorgestellten Mechanismus zur Sicherung des
Rechtsstaatsprinzips (7632/14 + 7632/14 ADD [) Rechnung getragen wird.

Die Minister brachten ihre weitgehende Unterstiitzung dafiir zum Ausdruck, dass der Rat eine
zentrale Rolle bei der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit in der Union iibernehmen solle, und
betonten, dass der Dialog konstruktiv und nichtdiskriminierend gefiihrt werden miisse und dabei in
erster Linie bewdhrte Verfahren im Mittelpunkt stehen sollten.

Der Rat kam iiberein, auf dieses Thema auf seiner ndchsten Tagung am 16. Dezember
zuriickzukommen.

Folgemafinahmen zur strategischen Agenda — Energie und Klima

Im Nachgang zur Juni-Tagung des Europédischen Rates hat der Rat eine Bilanz der strategischen
Agenda mit Schwerpunkt auf dem Kapitel {iber Energie- und Klimapolitik gezogen.

Die Minister bewerteten die in diesem Bereich in den letzten fiinf Jahren erzielten Fortschritte und
gaben ihre Einschéitzung zum Stand der Dinge und zu den Moglichkeiten einer Verbesserung bzw.
Beschleunigung der Umsetzung. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Vollendung des
Energiebinnenmarkts bis Ende 2014 gewidmet.

Die Debatte der Minister stitzte sich auf einen Bericht des Vorsitzes, in dem fiinf Bereiche der
Energiepolitik im Mittelpunkt standen, in denen der Europiische Rat in jlingster Zeit titig war:
Energiebinnenmarkt, Energieeffizienz, Infrastruktur, Energiesicherheit und Klima.

Die Debatte iiber die Umsetzung ist eine neue Initiative des italienischen Vorsitzes, der auf der Juli-
Tagung des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) vorgeschlagen hatte, die Folgemafnahmen
aufgrund der Leitlinien des Européischen Rates zu verbessern und deren Schwerpunkt auf die in der
strategischen Agenda vom Juni festgelegten fiinf Prioritdten zu legen. Konkret sollen die
umfassenden Umsetzungsberichte, die alle sechs Monate verdffentlicht werden und alle Sektoren
abdecken, durch monatliche Berichte ergidnzt werden, die jeweils eine Sdule der strategischen
Agenda in den Mittelpunkt stellen.

Die Aussprache im Rat war die dritte Beratung im Nachgang zum Européischen Rat iiber eine Sdule
der strategischen Agenda. Vorausgegangen waren die Folgeberatungen {iber Wachstum im
September und die Debatte iiber Freiheit, Sicherheit und Recht im Oktober.

Sonstiges — Verbesserung der Arbeitsweise der EU

Der Vorsitz hat den Rat iiber die Ergebnisse der dritten Sitzung der Gruppe der Freunde des
Vorsitzes liber die Verbesserung der Arbeitsweise der EU unterrichtet, die am 7. November 2014
stattgefunden hatte.
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KOHASION

Sechster Kohisionsbericht

Der Rat hat die folgenden Schlussfolgerungen zum sechsten Bericht {iber den wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalt angenommen:

"DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION

UNTER HINWEIS AUF den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere Artikel 3
Absatz 3 Unterabsatz 3, nach dem die Union den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen
Zusammenhalt und die Solidaritéit zwischen den Mitgliedstaaten fordert, und den Vertrag iiber
die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere Artikel 174, in dem festgelegt ist,
dass die Union weiterhin ihre Politik zur Stidrkung ihres wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalts entwickelt und verfolgt, um eine harmonische Entwicklung der
Union als Ganzes zu fordern, und sich insbesondere zum Ziel setzt, die Unterschiede im
Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Riickstand der am stédrksten
benachteiligten Gebiete zu verringern, wobei unter den betreffenden Gebieten den léndlichen
Gebieten, den vom industriellen Wandel betroffenen Gebieten und den Gebieten mit
schweren und dauerhaften natiirlichen oder demografischen Nachteilen, wie den nérdlichsten
Regionen mit sehr geringer Bevdlkerungsdichte sowie den Insel-, Grenz- und Bergregionen,
besondere Aufmerksamkeit gilt;

UNTER HINWEIS AUF den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
insbesondere Artikel 175, wonach die Mitgliedstaaten ihre Wirtschaftspolitik in der Weise
fiihren und koordinieren, dass auch die Ziele in Bezug auf den wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt erreicht werden, und bei der Festlegung und Durchfiihrung der
Politiken und Aktionen der Union- und der Errichtung des Binnenmarkts die Ziele des
Artikels 174 beriicksichtigt werden und zu deren Verwirklichung beigetragen wird, und die
Kommission dem Europidischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss
und dem Ausschuss der Regionen Bericht iiber die Fortschritte bei der Verwirklichung des
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts und {iber die Art und Weise

erstattet, in der die in diesem Artikel vorgesehenen Mittel hierzu einen Beitrag geleistet
haben;

UNTER HINWEIS AUF den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

insbesondere Artikel 349, in dem spezifische MaBBnahmen fiir die Gebiete in duSerster
Randlage auch hinsichtlich der Voraussetzungen fiir den Zugang zu den Strukturfonds
vorgesehen sind;

IN WURDIGUNG der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Sechster Bericht iiber den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenbhalt:
Investitionen in Beschéftigung und Wachstum (im Folgenden "der Sechste Bericht"), der sich
aus der Mitteilung der Kommission' und einem Arbeitsdokument zusammensetzt;

1

COM(2014) 473 final.
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UNTER HINWEIS AUF die Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 7./8. Februar
2013, insbesondere auf die Nummern 2, 3 und 88, wonach der Rat (Allgemeine
Angelegenheiten) im Hinblick auf eine detaillierte Bewertung der Ausgabenqualitit ersucht
wird, alle zwei Jahre die Umsetzung und die Ergebnisse der Europdischen Struktur- und
Investitionsfonds ("ESI-Fonds") zu erértern und einen Beitrag zur Frithjahrstagung des
Européischen Rates zu leisten, auf der eine Gesamtbewertung aller politischen Maflnahmen
und Instrumente der EU zur Férderung von Wachstum und Beschiftigung in der gesamten
Union vorgenommen wird, und UNTER HINWEIS AUF Artikel 53 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013, wonach die Kommission dem Rat ab 2016 jedes Jahr einen Bericht iiber die
Programme der ESI-Fonds tibermittelt;

IN KENNTNIS der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den
Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen "Die
stiddtische Dimension der EU-Politikfelder — Kernpunkte einer EU-Stidteagenda"?;

IN KENNTNIS der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen "Leitlinien
fiir die Anwendung von Mallnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirk-
samkeit der Europédischen Struktur- und Investitionsfonds und der ordnungsgemaifBien
wirtschaftspolitischen Steuerung geméB Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013"%;

UNTER HINWWEIS AUF die Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 26./27. Juni
2014, insbesondere die "Strategische Agenda fiir die Union in Zeiten des Wandels", in der
eine Union der Arbeitspldtze, des Wachstums und der Wettbewerbsfahigkeit gefordert wird,
die anhand einer Reihe von Priorititen der Union fiir die kommenden fiinf Jahre erreicht
werden soll, wozu auch eine umfassende Nutzung der EU-Strukturfonds gehort; UNTER
HINWEIS AUF die Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 23./24. Oktober 2014
zu wirtschaftlichen Fragen®;

IN KENNTNIS des Umstands, dass in der Mitteilung liber den sechsten Bericht die
Kohésionspolitik im weiteren Kontext der Wirtschafts- und Finanzkrise und im Zusammen-
hang mit dem Erreichen der Ziele und Vorgaben der Strategie Europa 2020 gesehen wird; die
Errungenschaften in Bezug auf ein intelligentes, integratives und nachhaltiges Wachstum
zusammengefasst werden; die Entwicklung, die die Kohésionspolitik im Laufe der Zeit
genommen hat, erklart wird; die wichtigsten neuen und innovativen RegulierungsmalBBnahmen
fiir den Programmplanungszeitraums 2014-2020 dargelegt werden, die zur Verbesserung der
Ergebnisorientierung der Politik eingefiihrt wurden; und eine Bestandsaufnahme der
vorldufigen Ergebnisse der Verhandlungen iiber die Partnerschaftsvereinbarungen und
operationellen Programme vorgenommen wird, die zum Zeitpunkt der Veroffentlichung des
sechsten Berichts vorlagen;

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass Europa in Bezug auf Wettbewerbsfahigkeit, hohe
und anhaltende Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Ausgrenzung und bei der Verfolgung der
Ziele hinsichtlich des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts
Herausforderungen gegeniibersteht, wobei zu bedenken ist, dass die Herausforderungen in
den einzelnen Mitgliedstaaten in unterschiedlich starkem Maf3e bestehen und Wachstum und
Beschiftigung auf nachhaltige und ausgewogene Weise zu fordern sind;

1
2
3
4

Dok. EUCO 37/13.
COM(2014) 490 final.
COM(2014) 494 final.
Dok. EUCO 169/14.
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16.
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IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass die Kohidsionspolitik die wichtigste Investitions-
politik auf EU-Ebene darstellt, um den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammen-
halt zu verfolgen, und eine der wichtigsten Investitionspolitiken zur Erreichung der Ziele der
Strategie Europa 2020 fiir intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum ist und daher
génzlich auf die Strategie Europa 2020 abgestimmt werden muss, wobei dafiir Sorge zu
tragen ist, dass eine Reihe von Bereichen umfassend unterstiitzt wird;

IN KENNTNIS der Folgen der Krise, insbesondere des realen Riickgangs offentlicher
Investitionen um 20 % zwischen 2008 und 2013 und um 60 % in den am stérksten betroffenen
Mitgliedstaaten und des Verlusts zahlreicher Errungenschaften, zu denen der Anstieg der
Beschiftigung und der Abbau der Arbeitslosigkeit vor der Krise gehort hatten; IN
ANERKENNUNG des Umstands, dass die Kohédsionspolitik durch die Krise an Bedeutung
gewonnen hat im Hinblick auf die Férderung von Wachstum und Beschiftigung und die
Verringerung der Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen, und
UNTER BERUCKSICHTIGUNG des wertvollen Minderungseffekts der Kohisionspolitik
angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise in vielen Landern, wobei zu berticksichtigen ist,
dass die durch diese Politik geforderten Investitionen dazu beigetragen haben, einen weiteren
Riickgang der 6ffentlichen Investitionen und somit eine hohere Arbeitslosigkeit, grofere
Armut und stirkere soziale Ausgrenzung in der EU zu verhindern;

UNTER BERUCKSICHTIGUNG der spiirbaren Vorteile und der positiven Ergebnisse, die
im Zuge der Kohdsionspolitik 2007-2013 bereits erzielt wurden und noch erwartet werden,
sowie der moglichen indirekten Ausstrahlungseffekte und der BEDAUERLICHERWEISE
erfolgten Umkehr des vor der Krise in den Regionen herrschenden Trends zu wirtschaftlicher,
sozialer und territorialer Konvergenz;

UNTER BERUCKSICHTIGUNG der verstirkten Bemiihungen, Uberwachungs- und
Evaluierungssysteme zur Bewertung der Ergebnisse der Kohédsionspolitik zu entwickeln, und
ERFREUT iiber die weitere Verbesserung dieser fiir den Programmplanungszeitraum 2014-
2020 angenommenen Verfahren, die der Steigerung der Ergebnisorientierung und der
Optimierung des Potenzials der Kohisionspolitik dienen, faktengestiitzte, wirksame und
effiziente Ergebnisse zu erzielen, und mit denen sichergestellt werden soll, dass die aus den
ESI-Fonds unterstiitzten Investitionen eine grolere Wirksamkeit entfalten und die Fonds
effizienter eingesetzt werden;

IN ANERKENNUNG des Umstands, dass der Rechtsrahmen fiir die Europdischen Struktur-
und Investitionsfonds 2014-2020 auf die territoriale Dimension Bezug nimmt, und IN
KENNTNIS der Tatsache, dass alle Gebiete, einschliefllich der stadtischen Gebiete, im
Einklang mit den Entwicklungsbediirfnissen und institutionellen Regelungen der Mitglied-
staaten eine Schliisselrolle bei der Umsetzung der Kohésionspolitik und im Hinblick auf das
Erreichen der Ziele der Strategie Europa 2020 spielen konnen, indem gemeinsame
europdische Herausforderungen auf lokaler Ebene differenziert angegangen werden;

IN KENNTNIS des Umstands, dass eine gute Steuerung von wesentlicher Bedeutung fiir die
wirksame Umsetzung der Kohédsionspolitik sowie die Auswirkungen auf die Wirtschaft der
Mitgliedstaaten und Regionen ist, und dass die Wirksamkeit der Kohésionspolitik auch auf
den institutionellen und administrativen Kapazititen der an der Programmplanung und
Durchfiihrung der kofinanzierten Ma3nahmen beteiligten Mitgliedstaaten und Behdrden
beruht;
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21.
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23.
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UNTER HINWEIS darauf, dass die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 (Verordnung mit
gemeinsamen Bestimmungen) die Verkniipfung zwischen der Kohésionspolitik und der
wirtschaftlichen Steuerung der EU erweitert und verstérkt, da in dieser Verordnung gefordert
wird, dass die Programme gegebenenfalls den nationalen Reformprogrammen und den
einschldgigen ldnderspezifischen Empfehlungen Rechnung tragen, und Mainahmen bestimmt
werden, mit denen gewihrleistet werden soll, dass die Wirksamkeit der ESI-Funds durch
solide Wirtschaftspolitiken untermauert wird;

UNTER BERUCKSICHTIGUNG des Umstands, dass mit der in den Partnerschafts-
vereinbarungen und operationellen Programmen 2014-2020 vorgegebenen thematischen
Konzentration der Schwerpunkt der Kohésionspolitik verstéirkt auf die Unionspriorititen
gelegt und bekraftigt wird, dass die Kohisionspolitik ein Hauptinstrument zur Férderung von
Wachstum und Beschiftigung auf EU-Ebene ist; UNTER HINWEIS auf die Bedeutung
angemessener rechtlicher, institutioneller und strategischer Rahmen fiir die Gewihrleistung
der Wirksamkeit der aus den ESI-Fonds geforderten Investitionen, und UNTER BETONUNG
der Tatsache, dass die angenommenen Programme im Einklang mit dem Subsidiaritdtsprinzip
und den Grundsitzen der geteilten Mittelverwaltung und der Partnerschaft konzipiert und
umgesetzt werden und auf einer bestimmten Interventionslogik beruhen;

IN DER ERWAGUNG, dass die Ergebnisse des sechsten Berichts einen wertvollen Beitrag
zur Uberpriifung der Strategie Europa 2020 liefern kénnten, die 2015 abzuschlieBen ist —

BEGRUSST den sechsten Bericht;

ERKENNT AN, dass die Kohésionspolitik im laufenden Programmplanungszeitraum fiir die
Wiederankurbelung von Wachstum und Beschéftigung in der gesamten EU weiterhin eine
Schliisselrolle spielt, wihrend ihre Mallnahmen sich auf die weniger entwickelten Regionen
konzentrieren und Investitionen unterstiitzt werden sollten, durch die Wachstum und
nachhaltige Beschéftigung sowie wirtschaftliche, soziale und territoriale Kohésion in
simtlichen Regionen der EU gefordert werden; BEGRUSST zu diesem Zweck die
Verpflichtung zur Unterstlitzung von Wachstum und Beschéftigung gemél der vom
Europdischen Rat angenommenen Strategischen Agenda, und NIMMT ZUR KENNTNIS,
dass der Europdische Rat die Absicht der neuen Kommission unterstiitzt, eine Initiative auf
den Weg zu bringen, um 300 Mrd. EUR an zusétzlichen Investitionen aus 6ffentlichen und
privaten Quellen fiir den Zeitraum 2015 bis 2017 zu mobilisieren;

WEIST DARAUF HIN, dass eine harmonische Gesamtentwicklung der EU das Ziel der
Kohisionspolitik ist, und HEBT HERVOR, dass die durch das Partnerschaftsprinzip
untermauerte Steuerungsstruktur auf mehreren Ebenen sowie der sektorspezifische und
territoriale integrierte Ansatz die wichtigsten Merkmale dieser Politik sind;

FORDERT die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich fest entschlossen fiir die
Durchfiihrung der reformierten Kohésionspolitik 2014-2020 einzusetzen, die
Ubereinstimmung mit den angenommenen Bestimmungen zu gewihrleisen und dabei keine
zusitzlichen Verpflichtungen einzugehen und eine schwerfillige Anwendung der Regelungen
zu vermeiden;
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BETONT, dass im Rahmen der neuen Programmplanung die Qualitit der Malnahmen und
die Einhaltung der einschldgigen linderspezifischen Empfehlungen sowie der Ex-ante-
Konditionalitidten sicherzustellen ist, und WEIST AUF die unterstiitzende Rolle HIN, die die
Kohésionspolitik beim Anschub wichtiger Reformen und fiir die Beseitigung langfristiger
Engpisse spielen kann, sowie auf die Verstiarkung der Verbindung zwischen der Kohéasions-
politik und der wirtschaftspolitischen Steuerung;

FORDERT die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem Sinne auf, die Verhandlungen
und Verfahren im Hinblick auf die Annahme sédmtlicher Partnerschaftsvereinbarungen und
Programme 2014-2020 zu beschleunigen; WEIST AUF die negativen Auswirkungen HIN, die
sich aufgrund einer spiten Annahme der Programme ergeben konnten; BETONT, wie wichtig
es ist, die Verfligbarkeit der gemill dem mehrjahrigen Finanzrahmen 2014-2020 zugewiese-
nen Mittel zu gewdhrleisten, und FORDERT die Kommission und die Mitgliedstaaten
NACHDRUCKLICH AUF, zusammenzuarbeiten und alle Moglichkeiten zu sondieren, um
die umgehende und rechtzeitige Durchfiihrung der Programme 2014-2020 zu erleichtern, und
alle Verfahrensschritte zu beschleunigen, die erforderlich sind, um sicherzustellen, dass im
EU-Haushalt weiterhin finanzielle Mittel verfiigbar sind;

UNTERSTREICHT, wie wichtig eine Vereinfachung ist, und EMPFIEHLT, dass die
Kommission und die Mitgliedstaaten ihre Bemiihungen fortsetzen, die darauf abzielen, die
Durchfiihrung der Kohédsionspolitik zu vereinfachen, um die Ergebnisorientierung der Politik
zu verbessern und den Verwaltungsaufwand auf allen Ebenen zu verringern; BETONT, wie
wichtig Plattformen sind, um sich iiber bewihrte Verfahren in den verschiedenen Bereichen
der Durchfiihrung auszutauschen;

ERINNERT DARAN, dass Investitionen im Rahmen der Kohisionspolitik in vielen Mit-
gliedstaaten eine Schliisselrolle fiir das Erreichen der Ziele der Strategie Europa 2020
zukommt, und ERSUCHT die Mitgliedstaaten, angemessene Strukturreformen durchzu-
fiihren, um die Wirksamkeit der aus den ESI-Fonds unterstiitzten Investitionen zu erhohen;
EMPFIEHLT der Kommission und den Mitgliedstaaten, die Ergebnisse des sechsten Berichts
zu berticksichtigen, und FORDERT sie AUF, der Rolle der Kohédsionspolitik im Zusammen-
hang mit der Uberpriifung der Strategie Europa 2020 und ihrem méglichen Beitrag zur
Vorbereitung der EU-Wirtschaft fiir die Zukunft Beachtung zu schenken;

FORDERT die Mitgliedstaaten auf, Moglichkeiten in Verbindung mit soliden und trans-
parenten Finanzinstrumenten und der Einbeziehung privater Finanzquellen zu priifen, dabei
die Risiken zu minimieren und sicherzustellen, dass die 6ffentlichen Haushalte langfristig
nicht zusitzlich belastet werden, und ERSUCHT die Kommission, diesbeziiglich den
Austausch von bewahrten Verfahren und Fachwissen zu erleichtern;
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ERSUCHT die Kommission, im Dialog mit den Mitgliedstaaten und unter vollstindiger
Einhaltung der Grundsétze und Bedingungen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
MaBnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der ESI-Fonds und
einer soliden wirtschaftlichen Steuerung zu ergreifen, und ERINNERT gleichzeitig DARAN,
dass die Kommission im Zuge derartiger MaBBnahmen, die auf der ersten Ebene ergriffen
werden, in der Lage sein sollte, Anderungen von Partnerschaftsvereinbarungen und
Programmen zu verlangen, um die Umsetzung der einschldgigen Empfehlungen des Rates zu
unterstiitzen oder die Auswirkungen der verfiigbaren ESI-Fonds auf Wachstum und Wett-
bewerbsfahigkeit in den Fillen zu optimieren, in denen die Mitgliedstaaten eine
entsprechende finanzielle Unterstiitzung erhalten, und dass Anpassungen nur dann
vorgenommen werden sollten, wenn sie sich tatsdchlich unmittelbar auf die Bewéltigung der
Herausforderungen auswirken konnten, die in den einschldgigen landerspezifischen
Empfehlungen im Rahmen der Mechanismen zur wirtschaftspolitischen Steuerung
festgemacht wurden, so dass hiufige Anpassungen vermieden werden, die die
Vorhersehbarkeit der Fondsverwaltung unterminieren wiirden;

STIMMT ZU, dass die Ziele zur Férderung von Wachstum und Beschéftigung durch ein
kohérentes Zusammenwirken im Rahmen kombinierter wirtschaftspolitischer Mallnahmen der
EU in den Bereichen Haushaltskonsolidierung, Strukturreformen und durch die Kohésions-
politik unterstiitzte wachstumsfordernde Investitionen erreicht werden kdnnten;
UNTERSTREICHT, dass sich die wirtschaftliche Steuerung und Kohésion in der EU
wechselseitig positiv beeinflussen konnen, da die Mittel der Kohédsionspolitik, die effizient
und fiir hochwertige MaBBnahmen eingesetzt werden, Wachstum und Beschéftigung fordern
und demzufolge positive Auswirkungen auf die 6ffentlichen Finanzen haben konnen, und
dass zwischen wirtschaftspolitischer Steuerung und Kohésionspolitik in der EU ein
Zusammenhang bestehen sollte, so dass das Ziel eines "nachhaltigen, dauerhaften und
ausgewogenen Wachstums"' in der EU erreicht wird;

ERINNERT DARAN, dass eine gute Steuerung keinen unnétigen Verwaltungsaufwand mit
sich bringt, sondern den Verwaltungsaufwand vielmehr auf allen Ebenen verringert und dazu
beitrigt, ein Umfeld zu schaffen, das die Wirksamkeit der ESI-Fonds sowie anderer
offentlicher und privater Investitionen begiinstigt; HALT die Mitgliedstaaten DAZU AN, die
institutionellen und verwaltungsmafBigen Kapazititen weiter auszubauen, um die Effizienz
und Wirksamkeit der Investitionen zu gewihrleisten, und ERSUCHT die Kommission, dies-
beziiglich den Austausch von bewidhrten Verfahren und Fachwissen zu erleichtern und
Moglichkeiten fiir weitere Vereinfachung und VerhaltnismaBigkeit zu sondieren und dabei
den Ergebnissen des sechsten Berichts iiber unterschiedliche Steuerungskapazititen Rechnung
zu tragen;

LEGT der Kommission und den Mitgliedstaaten NAHE, die territoriale Dimension der
Kohésionspolitik unter Beriicksichtigung der Territorialen Agenda 2020 und im Einklang mit
dem Entwicklungsbedarf und den institutionellen Regelungen der Mitgliedstaaten weiter zu
analysieren und weiterzuentwickeln und die Arbeit an einer EU-Stadteagenda unter Bertick-
sichtigung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in diesem Bereich fortzufiihren und dabei
sicherzustellen, dass diese Agenda unter uneingeschrankter Beachtung des Subsidiaritéts-
prinzips und der Kompetenzen im Rahmen der EU-Vertrige entwickelt wird,

1

Sechster Bericht tiber den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt, S. 248.
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33. EMPFIEHLT, dass im Rahmen des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) regelmafig eine
Aussprache der zustindigen Minister liber die Umsetzung und die Ergebnisse der ESI-Fonds
stattfindet und auf diese Weise ein bedeutender und substantieller Beitrag zur wirksamen
Umsetzung und Ergebnisorientierung der Kohidsionspolitik geleistet wird, ferner eine Debatte
tiber die ESI-Fonds anhand der jéhrlichen Syntheseberichte der Kommission sowie der
strategischen Berichte der Kommission 2017 und 2019" in Gang gebracht wird und — wie
vom Europiischen Rat im Februar 2013* gefordert — ein Beitrag zur Gesamtbewertung aller
politischen Maflnahmen und Instrumente der EU zur Férderung von Wachstum und
Beschiftigung in der gesamten Union durch den Europdischen Rat auf seiner Friihjahrstagung
geleistet wird;

34. ERINNERT DARAN, dass diese Aussprache den Beratungen im Rat (Allgemeine
Angelegenheiten) zusitzliche Substanz verleihen wiirde, indem der Rat sich bei diesen
Beratungen auf Schliisselthemen konzentriert und gewihrleistet, dass ein betrachtlicher Teil
der EU-Haushaltsmittel eingesetzt wird, um Wachstum und Beschéftigung moglichst effizient
zu unterstiitzen;

35. UNTERSTREICHT, dass gewdhrleistet werden muss, dass diese Aussprache mit den
zustdndigen Ratsformationen, insbesondere dem Rat (Wirtschaft und Finanzen), unter
uneingeschrinkter Beachtung der jeweiligen Kompetenzen koordiniert wird, um gegebenen-
falls den Austausch geeigneter Informationen zu gewihrleisten;

36. ERSUCHT alle EU-Organe und die Mitgliedstaaten, diesen Schlussfolgerungen auch im
Zusammenhang mit der Uberpriifung der Strategie Europa 2020 sowie im Kontext der
Entwicklungen zur Férderung von Wachstum und Beschéftigung Rechnung zu tragen."

Kohisionspolitik und die Halbzeitiiberpriifung der Strategie Europa 2020

Der Rat hat einen Gedankenaustausch {iber einen Vermerk des Vorsitzes (/5466/14) zum Beitrag
der Kohésionspolitik zur Vorbereitung auf die Halbzeitiiberpriifung der Strategie Europa 2020
gefiihrt.

In dem Vermerk des Vorsitzes sind die wichtigsten Manahmen beschrieben, die unter
italienischem Vorsitz im zweiten Halbjahr 2014 durchgefiihrt werden, um die Grundlage fiir die
Halbzeitiiberpriifung zu schaffen.

Die Minister wiesen auf den bedeutenden Beitrag hin, den die Kohédsionspolitik beim Anschub von
Investitionen und bei der Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 leisten kann. Sie
hoben die Bedeutung der Durchfiihrung der Kohésionsprogramme hervor und forderten eine
weitere Vereinfachung der Vorschriften, um die 6ffentliche Verwaltung und die Endnutzer stérker
zu entlasten.

! Artikel 53 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.
2 Dok. EUCO 37/13.

15578/14 16
DE


http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/14/st15/st15466.de14.pdf

18. und 19. November 2014

Mit der Halbzeitiiberpriifung der Strategie Europa 2020 werden sich alle einschldgigen Rats-
formationen derzeit befassen, wobei sich jede auf die in ihre Zustdndigkeit fallenden Aspekte
konzentrieren wird. Der Vorsitz beabsichtigt, die Ergebnisse der Beratungen der verschiedenen
Ratsformationen in einen zusammenfassenden Bericht einflielen zu lassen, der vom Rat
(Allgemeine Angelegenheiten) am 16. Dezember angenommen und dem Européischen Rat auf
seiner Tagung am 18./19. Dezember vorgelegt werden soll. Diese Zusammenfassung wird zur
Arbeit der Kommission beitragen, die rechtzeitig Vorschldage zur Beratung auf der Tagung des
Europiischen Rates im Mérz 2015 vorlegen soll. Die Halbzeitiiberpriifung der Strategie soll 2015
vom Europiischen Rat gebilligt werden.

Sonstiges

— Partnerschaftsvereinbarungen und operationelle Programme

Die EU-Kommissarin fiir Regionalpolitik, Corina Cretu, hat die Minister {iber die jiingsten
Entwicklungen im Hinblick auf die Verhandlungen und die Annahme von Partnerschafts-
vereinbarungen und Programmen im Rahmen des Europédischen Struktur- und Investitionsfonds
unterrichtet. Sie teilte den Ministern mit, dass die Kommission die Frist fiir die Ubermittlung
operationeller Programme um eine Woche bis zum 24. November 2014 verschoben hat. Sie gehe
davon aus, dass mehr als die Hilfte der operationellen Programme zum Jahresende angenommen
oder im Rahmen von Verfahren zur Ubertragung von Mittelbindungen auf das nichste Jahr
iibertragen wiirden.
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SONSTIGE ANGENOMMENE PUNKTE

ALLGEMEINE ANGELEGENHEITEN

Européischer Fonds fiir regionale Entwicklung — Schlussfolgerungen des Rates zum Bericht
des Rechnungshofs

Der Rat nahm Schlussfolgerungen zum Sonderbericht des Rechnungshofs in Bezug auf den
Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE) mit dem Titel "War der EFRE bei der
Unterstiitzung der Entwicklung von Griinderzentren erfolgreich?" an. Die Schlussfolgerungen sind
in Dokument /4820/14 enthalten.

AUSWARTIGE ANGELEGENHEITEN

Europa-Mittelmeer-Assoziationsabkommen zwischen der EU und Libanon

Der Rat billigte im Namen der EU die Unterzeichnung, die vorldufige Anwendung und den
Abschluss eines Protokolls zum Europa-Mittelmeer-Assoziationsabkommen zwischen der EU und
Libanon, anlésslich des Beitritts Bulgariens, Ruméniens, der Tschechischen Republik, Estlands,
Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens und der Slowakei zur EU.

Dariiber hinaus billigte der Rat eine dazugehorige gemeinsame Erklarung zur Berlicksichtigung des
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon.

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Unterstiitzung der EU fiir die Auflerordentlichen Kammern in den Gerichten Kambodschas

Der Rat nahm die folgenden Schlussfolgerungen zur Mitgliedschaft der EU in der Gruppe der
wichtigsten Geber der AuBBerordentlichen Kammern in den Gerichten Kambodschas (ECCC) an:

"Unter Hinweis auf alle einschldgigen Schlussfolgerungen des Rates bekriftigt die Europiische
Union ihre uneingeschrinkte Unterstiitzung flir die AuBlerordentlichen Kammern in den Gerichten
Kambodschas (ECCC). Die EU ist mittlerweile einer der grofiten Geldgeber der ECCC. Vor diesem
Hintergrund kommt der Rat im Einklang mit seiner Politik, bei internationalen Gremien von Fall zu
Fall iiber einen Beitrittsantrag zu entscheiden, nach griindlicher Priifung der Vorteile eines solchen
Antrags im vorliegenden Fall {iberein, dass die Européische Union die Mitgliedschaft in der Gruppe
der wichtigsten Geber der ECCC beantragen sollte, sofern dieser Schritt nicht den Mitgliedsstatus
oder die Rolle eines EU-Mitgliedstaats, der der Gruppe der wichtigsten Geber bereits angehort,
beeintrichtigt. Der Rat unterstreicht, dass dieser Schritt vor allem wichtig ist, damit die EU
iiberwachen kann, wofiir ihr Beitrag verwendet wird.
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Der Rat verstindigt sich auf folgende Regelung:

l. Ein Mitglied der EU-Delegation bei den Vereinten Nationen in New York wird die
Européische Union in der Gruppe der wichtigsten Geber der ECCC vertreten.

2. Die EU wird Informationen, die in der Gruppe der wichtigsten Geber der ECCC zur
Sprache kommen, unter gebiihrender Beachtung der Vertraulichkeit der Beratungen
behandeln.

3. Die Kommission wird der Gruppe "Asien-Ozeanien" in Abstimmung mit dem EAD

regelmifig Bericht erstatten."

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

Norwegen — Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen

Der Rat nahm einen Beschluss iiber die Erméchtigung der Kommission zur Aufnahme von
Verhandlungen im Hinblick auf eine schrittweise Liberalisierung des bilateralen Handels mit
landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Rahmen von Artikel 19 des Abkommens iiber den
Européischen Wirtschaftsraum mit Norwegen an.

BINNENMARKT

Land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge — Anforderungen fiir die Typgenehmigung

Der Rat beschloss, das Inkrafttreten einer Verordnung der Kommission zur Ergénzung und
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 hinsichtlich der Anforderungen an die Bauweise von
Fahrzeugen und der allgemeinen Anforderungen im Zusammenhang mit der Typgenehmigung von
land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen nicht abzulehnen (13533/14).

Bei der Verordnung der Kommission handelt es sich um einen delegierten Rechtsakt, der nun in
Kraft treten kann, sofern das Europidische Parlament keine Einwénde erhebt.

LANDWIRTSCHAFT

Tierernihrung — Anpassung der Hochstgehalte an unerwiinschten Stoffen

Der Rat beschloss, den Erlass einer Anderung der Kommission des Anhangs I der Richtlinie
2002/32/EG hinsichtlich der Hochstgehalte fiir Arsen, Fluor, Blei, Quecksilber, Endosulfan und
Samen von Ambrosia nicht abzulehnen (/4410/14).
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Gemal der Richtlinie 2002/32/EG ist die Verwendung von zur Tiererndhrung bestimmten
Erzeugnissen, deren Gehalt an unerwiinschten Stoffen iiber den in Anhang I der genannten
Richtlinie festgelegten Hochstwerten liegt, verboten. Diese Hochstgehalte sollten

— fiir Arsen, Fluor und Blei in kohlensaurem Muschelkalk fiir die Tiererndhrung angehoben
werden, da die aktuellen Hochstgehalte in diesen Produkten nicht erreicht werden kdnnen;

— fiir Quecksilber in Folgeprodukten fiir Heimtierfutter angehoben werden, um den aktuellen
fiir Muskelfleisch von Fisch fiir den menschlichen Verzehr geltenden Hochstgehalten
Rechnung zu tragen;

— fiir Endosulfan in Olsamen und Mais sowie in daraus gewonnenen Erzeugnissen fiir
Futtermittel gesenkt werden.

AuBerdem wurde eine félschlicherweise gestrichene FuBinote iiber das Vorhandensein von Samen
von Ambrosia in Futtermittel wieder aufgenommen, um die Verbreitung dieser Samen in der
Umwelt zu vermeiden.

Die Kommissionsverordnung unterliegt dem Regelungsverfahren mit Kontrolle. Demzufolge kann
die Kommission nun, da der Rat seine Zustimmung erteilt hat, die Verordnung erlassen, sofern das
Européische Parlament keine Einwinde geltend macht.

GESUNDHEIT

Statistiken iiber die Kosten der Gesundheitsversorgung und ihre Finanzierung

Der Rat beschloss, den Erlass einer Verordnung der Kommission iiber Regeln fiir die Erstellung
von europdischen Statistiken iiber die Kosten der Gesundheitsversorgung und ihre Finanzierung
nicht abzulehnen (/3812/14).

Die Kommissionverordnung unterliegt dem sogenannten Regelungsverfahren mit Kontrolle.
Demzufolge kann die Kommission nun, da der Rat seine Zustimmung erteilt hat, die Verordnung
erlassen, sofern das Européische Parlament keine Einwénde geltend macht.

15578/14 20
DE


http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/14/st13/st13812.de14.pdf

	Belgien:
	Bulgarien:
	Estland:
	Kroatien:
	Österreich:
	Portugal:
	Slowakei:
	Kommission:
	Der Rat hat einen Entwurf der erläuterten Tagesordnung geprüft, der vom Präsidenten des Europäischen Rates in Zusammenarbeit mit dem Vorsitz und der Kommission für die Tagung des Europäischen Rates, die am 18./19. Dezember stattfinden soll, erstellt w...
	Der Europäische Rat wird sich auf seiner Dezember-Tagung schwerpunktmäßig mit folgenden Themen befassen:
	Der Entwurf der erläuterten Tagesordnung dient als Grundlage für den Entwurf der Schlussfolgerungen, der im Vorfeld der Tagung erstellt wird.
	Die gemeinsame Grundlage für diese Arbeit bilden die vom Europäischen Rat im Juni angenommene strategische Agenda und das Zehn-Punkte-Programm von Kommissionspräsident Juncker.
	Der Rat kam überein, auf dieses Thema auf seiner nächsten Tagung am 16. Dezember zurückzukommen.

